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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


e er Nr., 36. = 


(Nr. 3451.) Geſetz, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gebühren der Notare. 
Vom 11. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


b. 1. 

Die Gebuͤhren und Auslagen der Notare, mit Ausſchluß derjenigen im 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und der Fuͤrſtenthuͤmer . 
—— ſollen kuͤnftig lediglich nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erhoben 
werden. 

H. 2. 

Der bei Berechnung der Gebuͤhren in Betracht kommende Werth des 
Objekts iſt nach den fuͤr die Berechnung der Gerichtskoſten gegebenen Vor⸗ 
ſchriften zu beſtimmen; in den bei den Gerichtsbehoͤrden anhaͤngigen Sachen 
2 von dieſen getroffene Werthbeſtimmung auch fuͤr dieſe Gebuͤhren maaß⸗ 
gebend. 


| F. 3. ’ . 
Die gerichtliche Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen vor deren Ein⸗ 
forderung findet nicht ferner Statt. Es iſt aber in jedem Falle mit der Zah⸗ 


lungs-Aufforderung eine beſondere Liquidation aufzuſtellen, welche, außer der 
Bezeichnung der Parteien und der betriebenen Rechts angelegenheit, enthalten muß: 
1) die beſtimmte Angabe des Werths des Objekts; 
2) die Angabe des danach zu liquidirenden Gebuͤhren-Betrages unter Alle⸗ 
girung der zur Anwendung kommenden Beſtimmung dieſes Geſetzes und 
des FKoſten⸗ arifs; 
Jahrgang 1851. (Nr. 3451.) 89 3) die 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Oktober 1851. 


2 N \ 


u 


3) die fpezielle Angabe der etwa außerdem zur Erſtattung zu liquidirenden 
baaren Auslagen; 5 ö 5 

4) die Angabe des etwa erhaltenen baaren Vorſchuſſes; 

5) die Unterſchrift des Notars. f 


Dieſe Liquidation muß unter dem Protokoll und jeder Ausferti ung 
vor deren Abgabe bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Fehlen, 
aufgeftellt werden. 


$. 4. 


Beſchwerden über den Anſatz der Gebühren und Auslagen find, wenn 
das Geſchaͤft bei den Gerichtsbehoͤrden betrieben wird, bei demjenigen Ge: 
richte, bei welchem die Sache, beziehungsweiſe in erſter Inſtanz, anhaͤngig iſt 
oder war, in allen anderen Faͤllen bei dem perſoͤnlichen Richter des Notars 
anzubringen, dieſem zur ſchriftlichen Erklaͤrung binnen einer achttaͤgigen Friſt 
vorzulegen oder mitzutheilen und danach durch ein Reſolut zu entſcheiden, gegen 
welches der Rekurs, wie in Bagatellſachen, offen ſteht. 

N Das iu ange Reſolut hat auch bei dem Prozeſſe uͤber die Gebuͤhren⸗ 
Forderung die Kraft eines Judikats. a 


Ki 
Der Mandats- Prozeß ($. 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833.) fin⸗ 


det auf Grund der nach H. 3. aufgeſtellten Liquidation ohne gerichtliches Feſt— 
ſetzungs-Dekret Statt. 


$. 6. 


Die Notare erhalten fuͤr die Aufnahme und Ausfertigung der einzelnen 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit die im zweiten Abſchnitt des Gerichts— 
koſten⸗Tarifs feſtgeſetzten Säge, fo weit nicht unten beſondere Beſtimmungen 
getroffen ſind, jedoch nicht unter 15 Sgr. 

Wenn ein Dokument in verſchiedenen Sprachen aufgenommen werden 
muß, ſo wird der gewöhnliche Satz um die Hälfte erhöht. 


H. 7. 5 
. Wenn die Zuſtimmung einzelner Theilnehmer zu einer bereits inſtrumen— 
tirten Erklaͤrung in einem beſonderen Akte erfolgt, ſo kann der Notar in allen 


Faͤllen nur den Satz fuͤr Rekognition und Beglaubigung einer Unterſchrift 
liquidiren. 


H. 8. 


Fuͤr die an die Hypothekenbehoͤrden einzureichenden Abſchriften von 
Dokumenten, und die bei den Gerichts- oder Hypothekenbehoͤrden einzureichen: 
den Anträge und Begleitſchreiben, mit welchen Abſchriften oder Ausfertigungen, 
ele behufs Eintragung einer beſtellten Hypothek, uͤberreicht werden, können 
beſondere Gebuͤhren nicht liquidirt werden. 

f Iſt 
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Iſt es aber nothwendig, mit einem folchen Antrag einen das Sach- und 
Rechts⸗Verhaͤltniß entwickelnden Vortrag zu verbinden, und wird die Einreichung 
deſſelben von der Partei verlangt, ſo kann der Notar dafür die Hälfte des 
Satzes I. A. H. 1. des Gerichtskoſten-Tarifs, jedoch nicht unter 5 Sgr. bis 
zu einem Maximum von 4 Rthlrn., liquidiren. 


U 


§. 9. 


Für die Abhaltung der Lizitation unbeweglicher Sachen, einſchließlich der 
Feſtſtellung der Verkaufs- Bedingungen, ſowie der Bekanntmachungen, find 
die Saͤtze sub II. D. des zweiten Abſchnitts des Gerichtskoſten-Tarifs, bei 
mehreren Grundſtuͤcken, die nicht ungetrennt ausgeboten werden, oder bei bes 
ſonders ausgeſetzten Parzelen,sfür jedes beſonders zu liquidiren. 

Wird dem Verfahren vor der Lizitation 713 erfolgter Bekanntmachung 
des Termins entſagt, fo koͤnnen nur zwei Drittheile dieſes Satzes liquidirt wer⸗ 
den, dagegen iſt für die auf Grund des Lizitations⸗Protokolls ertheilten Aus- 
fertigungen oder beſonders inſtrumentirten ontrakte — einſchließlich ihrer Aus: 
fertigung — noch die Hälfte deſſelben zu liquidiren, und eben fo viel fuͤr jede 
fortgeſetzte Lizitation. a f 


§. 10 


Wenn dem Notar, außer den Fällen des H. 14. die Erhebung und Ab⸗ 
ah von Geldern uͤbertragen iſt, ſo erhält er dafür außer feinen ſonſtigen 
ebuͤhren: 


a) bei Beträgen bis zu 500 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.. . 3 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlrn. von je 50 Rthlrn. 732 
c) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlrn n. 7 


8 ei; 
die angefangenen Betraͤge von je 10 Rthlrn., — 50 Rthlrn. und 100 Rthlrn. 
fuͤr voll gerechnet. 


Die Gebuͤhren werden von jedem beſonders erhobenen Betrage beſon— 
ders berechnet. 


H. 11. 


Fur erforderte Entwürfe von Verträgen, Dispofitionen oder anderen 
Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind in der Regel dieſelben Saͤtze zu 
liquidiren, wie fuͤr die Aufnahme eines ſolchen Akts (H. 6.); bei denjenigen 
Verträgen aber, in welchen zwei oder mehrere Perſonen gegenſeitige Verbind⸗ 
lichkeiten ubernehmen, nur zwei Drittheile, inſofern nicht alle Kontrahenten den 
Entwurf erfordert haben. 

r et 

In allen Faͤllen, in welchen die Thaͤtigkeit eines Notars in Anſpruch 
genommen iſt und ſtattgefunden hat, ohne daß ein bezwecktes Geſchaͤft durch 
ihn vollzogen iſt, z. B. wenn er als zweiter Notar zugezogen iſt, oder wenn 
die Parteien ſich nicht haben einigen koͤnnen, erhaͤlt derſelbe fuͤr je 100 Rthlr. 

Gr. 3481. ö 89 ** des 
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des Objektwerths, die angefangenen fuͤr voll gerechnet: 73 Sgr. bis zu einem 
Maximum von 2 Rthlrn., mindeſtens 15 Sgr. 


H. 13. 


Wenn der Notar außerhalb ſeiner Wohnung auf ausdruͤckliches Ver⸗ 
Geb der Partei Geſchaͤfte beſorgt, ſo erhaͤlt derſelbe außer ſeinen ſonſtigen 
Gebuͤhren: 5 

A. wenn er über eine Viertelmeile von dem Orte, in welchem er wohnt, 
reiſen muß, 2 Rthlr. 15 Sgr. Diaͤten, und für jede auch nur angefan⸗ 
gene Viertelmeile der Hinreiſe und der Ruͤckreiſe 74 Sgr. Reiſekoſten; 

B. wenn die Entfernung nicht uͤber eine Viertelmeile von ſeiner Wohnung 
beträgt, bei Objekten bis zu 500 Rthlr. einſchließlich 10 Sgr., bei hoͤ⸗ 
heren Objekten 20 Sgr. Iſt die Entferhung größer, jedoch innerhalb 
ſeines Wohnorts, oder wird er an ein Kranken ett, oder in der Zeit von 

Abends 8 Uhr bis Morgens 8 Uhr gerufen, oder muß er uͤber eine 

Stunde unthaͤtig warten, ſo kann er das Doppelte dieſer Satze liquidi⸗ 

ren, ebenſo wenn das Geſchaͤft laͤnger als eine Stunde dauert, und wenn 

darauf, wie z. B. bei Inventariſationen, mehrere Tage verwendet wer- 
den muͤſſen, fuͤr jeden Tag beſonders. 


§. 14. 


Fuͤr Auktionen ſind in allen Fällen nur die in der Taxe für Auktions 
Kommiſſarien beſtimmten Saͤtze zu liquidiren. 


\ $. 15, 


Wenn dem Notar die Beſorgung von anderen Mente als den 
unter die vorſtehenden Beſtimmungen fallenden, 3. B. die Leitung einer Erb- 
theilung oder einer anderen Auseinanderſetzung aufgetragen iſt, ſo kann er, im 
Mangel einer ausdruͤcklichen Verabredung, fuͤr jede Stunde der auf die Aus⸗ 
fuͤhrung des Geſchaͤfts verwendeten Zeit 15 Sgr. liquidiren. 


H. 16. 


Außer den Gebuͤhren kann der Notar nur den Vetrag des erforderlichen 
Stempelpapiers und die wirklichen baaren Auslagen, ſoweit ſie nothwendig 
waren, Schreibgebuͤhren nur in den im Gerichtskoſten⸗Tarif ($$. 24. und 63.) 
beſtimmten Faͤllen und Graͤnzen, an Inſtruments-Zeugengebuͤhren aber für 
jeden Zeugen 5 Sgr., im Ganzen alſo 10 Sgr. liquidiren. 

mi enn jedoch auf ausdruͤckliches Verlangen der Partei, oder weil die Guͤl— 
tigkeit des Akts zufolge beſonderer Beſtimmungen es erfordert, ein zweiter No⸗ 
tar zugezogen werden muß, ſo ſind deſſen Gebühren (§. 12.) als baare Aus— 
lagen zu berechnen; ebenſo die Gebuͤhren eines etwa erforderlichen Dolmetſchers. 


5.7, 


Zur Deckung der baaren Auslagen, namentlich der Reiſekoſten und 


— und für Stempelpapier, kann der Notar einen entſprechenden Vorſchuß 
ordern. N 


H. 18. 


H. 18. N 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1852. in Kraft, ſo daß fuͤr alle g 
nicht ſchon vor dieſem Tage beendigten Geſchaͤfte die darin beſtimmten Saͤtze f 
auch ruͤckſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten in Anwendung kommen. 


$. 19. 


Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
a Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1851. f 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. ; 
a v. Raumer. v. Weſtphalen. i m 
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Ward m. ge gi, (Nr. 3452.) Geſetz, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gebuͤhren der Rechtsan⸗ 


78.53. e. walte. Vom 12. Mai 1851. ö 
b aa .. Wi * , l 
e, Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
un e | Preußen ꝛc. ꝛc. 5 
658407 , verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

1 5 e 
3 Die Gebuͤhren und Auslagen der Rechtsanwalte ſollen kuͤnftig lediglich 
. nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes und des ihm angehaͤngten Tarifs er⸗ 


hoben werden: 5 
In den Fuͤrſtenthuͤmern Hohenzollern, in dem Bezirke des Appellationg- 
Gerichtshofes zu Coͤln und auf die von dieſem an den Rheiniſchen Reviſions— 
und Kaſſationshof gelangenden Sachen leidet dieſe Verordnung keine An— 
wendung. 5 
H. 2. 


Der bei Berechnung der Gebühren in Betracht kommende Werth des 
Objektes iſt nach den fuͤr die Berechnung der Gerichtskoſten eee ya 
ſchriften zu beſtimmen; in den bei den Gerichtsbehoͤrden anh ngigen Sachen 
—ibſt die von dieſen getroffene Werthbeſtimmung auch für dieſe Gebühren maaß⸗ 
* gebend. . BEN N ' N  \ Ae 2 — 0 5 x 
$. 3, 2 Yu cn naar 4 Kan, 
AN Die gerichtliche Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen zum Zweck der 
. von dem Mandanten findet nicht ferner Statt. Es iſt aber dieſem 
bei der Zahlungs⸗Einforderung bei Vermeidung einer durch das Gericht feſtzu— 
ſetzenden Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Rthlrn. eine Liquidation zuzuſtellen, welche, 
außer der Bezeichnung der Parteien und der betriebenen Rechtsangelegen— 

heit, enthalten muß: 


1) die beſtimmte Angabe des Werths des Objekts; 

2) die Angabe des darnach zu liquidirenden Gebuͤhrenbetrages, unter 
Allegirung der zur Anwendung kommenden Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes und des Tarifs; 

3) die ſpezielle Angabe der etwaigen baaren Auslagen; 

4) die Angabe des etwa erhobenen Vorſchuſſes; 

5) die Unterſchrift des Rechtsanwalts. 


H. 4. 
Beſchwerden uͤber den Anſatz der Gebuͤhren und Auslagen ſind, wenn 
das Geſchaͤft bei den Gerichtsbehoͤrden betrieben wird, bei demjenigen Ge- 
richte, bei welchem die Sache, beziehungsweiſe in erfter Inſtanz, anhaͤngig iſt oder 
5 war, in allen anderen Fallen bei dem perſönlichen Richter des Rechtsanwalts 
anzubringen, dieſem zur ſchriftlichen Erklaͤrung „ 
i 
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Friſt vorzulegen oder mitzutheilen und darnach durch ein Reſolut zu entſchei⸗ 
den, gegen welches der Rekurs, wie in Bagatellſachen, offen ſteht. Inwie⸗ 
fern der Rechtsanwalt durch oder in Bezug auf den Anſatz oder die Erhe⸗ 


| 2. von Gebühren oder Auslagen oder von Vorſchuͤſſen ſich ftraffällig ge⸗ 
macht 


hat, iſt lediglich nach den Beſtimmungen des Strafrechts, beziehungs⸗ 
weiſe der Verordnung vom 30. April 1847. (Geſetz-Sammlung Seite 196.), 
zu entſcheiden. N 


H. 5. \ 

Der Mandats: Prozeß (F. 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833.) 
findet auf Grund der nach $ 3. aufgeſtellten Liquidation ohne gerichtliches 
Feſtſetzungs-Dekret Statt. Einreden gegen die Richtigkeit des Anſatzes koͤnnen 
ſowohl im Mandats - Prozeß, als auch von dem zur Erſtattung verpflichteten 
Gegentheil außerdem angebracht werden. Iſt jedoch die Einrede ſchon von 
einer der Parteien im Wege der Beſchwerde nach F. 4. vorgebracht, jo behaͤlt 
es bei der auf dieſe erfolgten richterlichen Beſtimmung ſein Bewenden. 


H. 6. 

Dem zum Betriebe eines Prozeſſes bevollmaͤchtigten Rechtsanwalt iſt es 
geſtattet, einen angemeſſenen Vorſchuß zu erfordern; in anderen Faͤllen darf 
nur, wenn vorausſichtlich baare Auslagen zu machen find, der ungefähre Be 
trag derſelben als Vorſchuß gefordert werden. 6 

n $ 7. 

Bei Betreibung ihrer eigenen Prozeß⸗ Angelegenheiten, namentlich auch, 
wenn ſolche die Einziehung ihrer Gebuͤhren von ihren Mandanten betreffen, 
koͤnnen die Rechtsanwalte von dem in die Koſten verurtheilten Gegentheile nur 
die Hälfte der ſonſt zulaͤſſigen Gebühren liquidiren. 

Fuͤr die Anfertigung und Zuſtellung der Liquidation und für Zahlungs- 
Aufforderungen, die ſie wegen ihrer Gebuͤhren und Auslagen erlaſſen, koͤnnen 
ſie nichts liquidiren. 


H. 8. 


Wenn eine Partei ſich mehrerer Rechtsanwalte in einer und derſelben 
Rechts angelegenheit bedient hat, fo kann der zur Erſtattung der Gebühren 
verpflichtete Gegentheil nur zur Erſtattung desſenigen Betrages angehalten 
werden, welcher zu liquidiren waͤre, wenn die Partei ſich nur eines Rechts— 
anwaltes bedient hätte Ausgenommen bleibt nur der Fall, wenn ein Wechſel 
durch den Tod, Dienſtaustritt oder Verſetzung des Bevollmaͤchtigten nothwen— 
dig geworden iſt. 

In Prozeſſen uͤber Objekte von 50 Rthlrn. und weniger Werth und in 
den vor den Einzelrichtern verhandelten Civil-Prozeſſen wegen Ehrverletzung 
oder leichter Mißhandlung kann eine Erſtattung uͤberhaupt nur dann und nur 
ſoweit gefordert werden, als die Fuͤhrung des Prozeſſes durch die Partei gleich— 
falls zu erſtattende außergerichtliche Koſten veranlaßt haben würde, oder wenn 
die Partei durch Krankheit, Abweſenheit oder amtliche Dienſtverhaͤltniſſe — | 

(Nr. 3482.) er 
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der eigenen Wahrnehmung des Termins behindert war. Die Erſtattung von 
Gebühren und Auslagen beſtellter Litis⸗Kuratoren kann auch in dieſen Drop 
fen er werden. Im Uebrigen behält es wegen der Erſtattung der Ger 
bühren und Auslagen, welche die obſiegende Partei an ihren Rechtsanwalt 


Bewend hat, bei den Beſtimmungen der Allgemeinen Gerichts-Ordnung das 
ewenden. 


59 

Nach Zuftellung der Liquidation feiner Gebühren und Auslagen darf 
der Rechtsanwalt ein deren Betrag uͤberſteigendes Honorar dafuͤr annehmen, 
und in allen Faͤllen iſt ihm geſtattet, ohne Aufforderung gegebene Geſchenke 
von ſeiner Partei anzunehmen. N 

Bei Prozeſſen kann der Rechtsanwalt erſt nach 1 einer In⸗ 
ſtanz, oder wenn der ertheilte Auftrag aufgehört hat, ſeine Gebuͤhren und Aus⸗ 
lagen liquidiren. f 


$. 10. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1852. in Kraft, ſo daß fuͤr alle 
nicht ſchon vor dieſem Tage beendigte Gefchäfte die unten beſtimmten Saͤtze 
auch rückſichtlich der bereits geleifteten Arbeiten in Anwendung kommen; in 
Prozeſſen jedoch nur inſofern, als die Inſtanz, fuͤr welche zu liquidiren, nicht 
bereits beendigt war. 


* 


$. 11. 


Alle dieſem Geſetze und dem ihm angehaͤngten Tarif entgegenſtehenden, 
die Gebuͤhren der Rechtsanwalte betreffenden Vorſchriften, insbeſondere $. 116. 
Titel 7. Theil III. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung, werden aufgehoben. 


| 8. 1. 
Der Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Tarif. 


u 


. Eee 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Außer den in dieſem Tarif beſtimmten Gebühren» Sägen dürfen 
die Rechtsanwalte nur noch liquidiren: Schreibegebuͤhren nach 92 67 65 
der folgenden Beſtimmungen, Porto, jedoch ausſchließlich des Brieftraͤger⸗ 
lohns, und andere nothwendige baare Auslagen, zu welchen aber Em— 
ballage und Verpackungskoſten nicht gerechnet werden. 


2. An Schreibegebuͤhren ſind zu erheben fuͤr jeden Bogen Rein⸗ 
oder Abſchrift 23 Sgr. Fuͤr ein Schriftſtuͤck, welches weniger als einen vollen 
Bogen enthält, koͤnnen Schreibegebuͤhren in der Regel nicht liquidirt werden. 
Wird fuͤr mehr als einen Bogen liquidirt, ſo iſt jeder Bogen zu 4 Seiten, 
die Seite zu 24 Zeilen und die Zeile zu 12 Sylben zu berechnen. Dabei wer⸗ 
den mehrere Schreibeſtuͤcke, welche denſelben Schriftſatz betreffen oder zuſam⸗ 
menhaͤngende Theile find, namentlich Duplikate, Rein- und Abſchrift, Schrei⸗ 
ben und Beilage, zuſammengerechnet. Der uͤberſchießende Theil gilt fuͤr einen 
vollen Bogen. Enthaͤlt ein Schreibeſtuͤck oder die mehreren zuſammenzurechnen⸗ 
den mehr als ſechs Bogen, ſo iſt fuͤr den ſiebenten und jeden folgenden Bo= 
gen nur 1 Sgr. zu liquidiren. In allen Rechts⸗Angelegenheiten, deren Objekt 
nur 50 Rthlr. oder weniger Werth hat, ſind Schreibegebuͤhren nicht zu liqui⸗ 
diren, außer wenn ein Schriftſtuͤck, die etwaigen Beilagen oder Duplikate deſ⸗ 
ſelben mit eingerechnet, mehr als 2 Bogen enthaͤlt, fuͤr die uͤberſchießenden 
Bogen für jeden 25 Sgr. 

Fuͤr eine Abſchrift, die zu den Akten genommen wird, iſt nur dann die 
Erhebung von Schreibegebuͤhren geſtattet, wenn fie mehr als einen Bogen ent— 
hält und in dieſem größeren Umfange gefertigt werden muß, weil ein Auszug 
nicht genuͤgt. : t 

Für nicht geſchriebene, namentlich für gedruckte oder lithographirte An⸗ 
lagen koͤnnen nicht Schreibegebuͤhren, ſondern nur die darauf verwendeten baa⸗ 
ren Auslagen liquidirt werden. 0 

In den Fallen, in welchen nach $. 63. des Gerichtskoſten-Tarifs 
Schreibegebuͤhren liquidirt werden koͤnnen, darf auch der Rechtsanwalt ohne 
Ruͤckſicht auf die Höhe des Gegenſtandes für jeden, auch nur angefangenen 
Bogen 23 Sgr. liquidiren; im Uebrigen aber iſt der Rechtsanwalt verpflichtet, 
für die in dieſem Tarif feſtgeſetzten Gebühren der Partei die erforderten 
Abſchriften zu beſchaffen i 


Fuͤr unnoͤthige Schreibearbeit kann nichts liquidirt werden. 


; 3. Wenn der Rechtsanwalt außerhalb feiner Wohnung und des Ge⸗ 
ae Geſchaͤfte beſorgen muß, fo erhält derſelbe außer feinen fonftigen 
ebuͤhren: 
Jahrgang 1881. (Nr, 34520 90. A. Wenn 


= Wo 


A. Wenn er über eine Viertelmeile von dem Orte, in welchem er wohnt, 
reifen muß, 2 Rthlr. 15. Sgr. Diäten und für jede auch nur ange⸗ 
fangene Viertelmeile der Hinreiſe und der Ruͤckreiſe 74 Sgr. Reiſekoſten. 

B. Wenn die Entfernung nicht uͤber eine Viertelmeile von ſeiner Wohnung 
beträgt, bei Objekten bis zu 500 Rthlr. einſchließlich 10 Sgr., bei hoͤ⸗ 
heren Objekten 20 Sgr. Iſt die Entfernung groͤßer, jedoch innerhalb 
ſeines Wohnorts, oder wird er an ein Krankenbett, oder in der Zeit 
von Abends 8 Uhr bis Morgens 8 Uhr gerufen, oder muß er uͤber 
eine Stunde unthaͤtig warten, ſo kann er das Doppelte dieſer Saͤtze 
liquidiren, ebenſo, wenn das Geſchaͤft laͤnger als eine Stunde dauert 
und wenn darauf mehrere Tage verwendet werden muͤſſen, für jeden 
Tag beſonders. 


4. Wenn ein Rechtsanwalt nicht an dem Orte des Gerichts wohnt, bei 
welchem er zur Prozeß-Praxis verſtattet iſt, fo kann er, wenn die Bedingun⸗ 
gen ſeiner Anſtellung nicht entgegenſtehen, fuͤr die Reiſe um Gericht Diäten 
und Reiſekoſten liquidiren, infofern ihn die Partei ausdruͤcklich zu der Reiſe 
ermaͤchtigt hat und nicht durch ein Uebereinkommen die Reiſeunkoſten-Verguͤ⸗ 
tigung feſtgeſtellt iſt. 

Iſt die Reiſe in Angelegenheiten mehrerer Parteien unternommen, 
welche zu der Reiſe Ermaͤchtigung ertheilt haben, ſo iſt von jeder nur ein nach 
der Zahl derſelben zu beſtimmender Beitrag zu erfordern. 

Der einer einzelnen Partei aufzulegende Beitrag zu den Reiſekoſten und 
Diaͤten darf die Haͤlfte der zu 3. beſtimmten Saͤtze (den Fall eines getroffenen 
Uebereinkommens ausgenommen) ſelbſt dann nicht uͤberſchreiten, wenn die Par⸗ 
tei allein den Auftrag zur Reiſe ertheilt hat. 

„Die Verpflichtung des unterliegenden Gegners zur Erſtattung ſolcher 
Auslagen iſt nach allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zu beurtheilen. 


5. Der geringſte Gebuhrenſatz, welchen ein Rechtsanwalt fir feine 
Leiſtungen liquidiren kann, wird in allen Faͤllen auf 10 Sgr. feſtgeſetzt. 


6. Bei der Berechnung der Gebühren nach Beträgen von je 1 Rthlr., 
10 1 50 Rthlrn. u. ſ. w. werden die angefangenen Betraͤge fuͤr voll 
gerechnet. 


Erſter Abſchnitt. 


Gebühren in Prozeſſen. 
. Gebühren der zum Prozeß⸗Vetriebe Bevollmächtigten. 


H. 1. 

Fuͤr eine Klageſchrift iſt, wenn die Klage durch Verfügung des Ge⸗ 
richts zuruͤckgewieſen oder auf Verlangen der Partei vor der Klage-Beant⸗ 
wortung zuruͤckgenommen wird, einſchließlich der Informations⸗Einziehung und 
anderer etwaiger Nebenarbeiten, zu liquidiren: ' 

a a) von 


— 
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a) von dem Betrage bis zu 100 Rthlrn. von je 10 Kthlrn.: 5 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlrn. von je 50 Rthlrn.: 15 Sgr., 
c) 125 De Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlrn. von je 100 Rthlrn.: 
gr., 
a d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn.: 15 Sgr., 

bis zu einem Maximum von 12 Rthlrn.; im Mandats-Prozeſſe nur die $. 2. 
beſtimmten Saͤtze. Wird der Klage oder dem eingelegten Rechtsmittel von der 
Partei noch vor Einreichung der Klageſchrift oder der Rechtfertigungsſchrift 
entſagt, ſo iſt nur die Haͤlfte dieſes Satzes, wenn aber auf Beſchwerde uͤber 
Zuruͤckweiſung der Klage der Prozeß eingeleitet wird, nicht dieſer Satz, ſon⸗ 

dern nur die unten beſtimmten zu liquidiren. 


H. 2. 


Im Mandats -Prozeſſe (Verordnung vom 1. Juni 1833.) kann der 
Rechtsanwalt liquidiren: N 

A. für die Mandats⸗Klage, einſchließlich der Informations⸗Einziehung 
und etwaiger Nebengeſchaͤfte: 


a) von dem Betrage bis zu 100 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 5 Sgr., 
a b) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 14 Sgr., 
c) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlrn. von je 100 Rthlrn.: 10 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn.: 10 Sgr., 
bis zu einem Maximum von 12 Rthlrn.; 


B. fuͤr den die Einwendungen aufſtellenden und begruͤndenden Schrift⸗ 
ſatz, einſchließlich der Informations-Einziehung und etwaiger Nebengeſchaͤfte 
dieſelben Saͤtze; 

C. eben ſo viel fuͤr die muͤndliche Verhandlung, gleichviel ob in Folge 
derſelben erkannt wird, oder ob nach Anordnung dieſes Verfahrens der Pro: 
zeß durch Entſagung, Anerkenntniß oder Vergleich beendet iſt; 5 

D. fuͤr eine Beweisaufnahme, wenn dieſelbe nicht im Termine zur 
mündlichen Verhandlung erfolgt iſt, die Halfte der Säge A. i 

E. Wenn die Mandats-Klage oder der die Einwendungen betreffende 
Schriftſatz nicht von dem Rechtsanwalt angefertigt iſt, fo kann von den Saͤtzen 
zu A. oder B. nur die Haͤlfte liquidirt werden. 


$. 3. 


In Bagatell⸗Prozeſſen (Verordnung vom 21. Juli 1846. H. 28.) ſind 
u 1 fuͤr den ganzen Betrieb der betreffenden Inſtanz von jedem 
haler: f 
A. Wenn der Prozeß durch Mandat, durch Agnitions⸗Reſolut, oder nach 
erfolgter Klagebeantwortung in erſter, nach erfolgter Einreichung der Rekurs⸗ 
ſchrift in hoͤherer Inſtanz durch Entſagung, oder vor der muͤndlichen Verhand⸗ 
lung durch Vergleich beendet, oder wenn der angebrachte Rekurs ohne Mit— 
theilung verworfen wird: 1 Sgr. 
Gr. 3420 90 * B. Wenn 
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B. Wenn auf erfolgte muͤndliche Verhandlung erkannt, oder in oder 
nach derſelben ein Vergleich geſchloſſen, die Forderung anerkannt, oder derſel⸗ 
ben entſagt wird, oder wenn nach Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſchei— 
dung ergeht: 2 Sgr. 

1 C. Wenn eine Beweiſesaufnahme angeordnet iſt und ſtattgefunden hat: 
h gr. 7 


H. 4. 
In allen uͤbrigen Prozeſſen, ſoweit nicht unten beſondere Beſtimmungen 
getroffen ſind, erhaͤlt der Rechtsanwalt fuͤr die betreffende Inſtanz: 
A. Wenn der Prozeß durch Kontumazial-Beſcheid, durch Agnitions⸗ 
Reſolut, oder nach der Klagebeantwortung, beziehungsweiſe nach der Einfuͤh⸗ 
rung des Rechtsmittels, durch Entſagung oder Vergleich beendet wird: 


a) von dem Betrage bis 50 Rthlrn. von jedem Thaler: 1 Sgr., 

b) von dem Mehrbetrage bis 150 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 73 Sgr., 

c) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlrn. von je 50 Rthlrn.: 20 Sgr., 

d) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlrn. von je 100 Rthlrn.: 20 Sgr., 

e) von dem Mehrbetrage in erſter Inſtanz von je 200 Rthlrn., in hoͤ⸗ 
herer Inſtanz von je 500 Rthlrn.: 20 Sgr. 


In den Fallen der Beendigung durch Kontumazial-Beſcheid, Agnitions⸗ 
Reſolut und Entſagung koͤnnen indeß nicht mehr als 15 Rthlr. liquidirt wer⸗ 
den. Erfolgt jedoch die Entſagung nach Einreichung der Schriftſaͤtze, ſo betraͤgt 
der hoͤchſte Satz 30 Rthlr. 

i Wenn auf kontradiktoriſche Verhandlung erkannt, oder in oder nach 
derſelben ein Vergleich geſchloſſen, die Forderung anerkannt, oder der Klage 
entſagt wird, fo iſt außer dem vollen Satze A. (a. bis e.) noch die Hälfte deſ— 
ſelben zu „e 

. Wenn eine Beweiſesaufnahme angeordnet iſt und ſtattgefunden hat, 
ſo iſt dafuͤr die Haͤlfte des Satzes A. zu liquidiren. 


H. 5. 
Dabei ($. 4.) kommen folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) Das Maximum des Gebuͤhrenſatzes jeder Inſtanz wird, die zu A. be: 
8 17 Faͤlle ausgenommen, auf 100 Rthlr. feſigeſetzt. 

2) Iſt ein geſchloſſener Vergleich durch einen, beziehungsweiſe durch meh⸗ 
rere, bei dem Prozeſſe betheiligte Rechtsanwalte angefertigt oder auch 
nur unter Zuſtimmung der Parteien entworfen, ſo kann jeder derſelben, 
welcher dabei unmittelbar thätig mitgewirkt hat, außer feinen Gebühren 
fuͤr den Prozeßbetrieb, noch den fuͤr einen Vertrags-Entwurf den No⸗ 
taren zugebilligten Gebuͤhrenſatz liquidiren. 

3) Die bei dem Obertribunal fungirenden Rechtsanwalte erhalten, wenn 
das Objekt des Rechtsmittels nicht 50 Rthlr. uͤberſteigt, bei Beendigung 
der Sache durch Erkenntniß 5 Rthlr. und im Falle der Entſagung 
3 Rihlr., bei höheren Gegenſtaͤnden bis zu 150 Kthlrn. im Falle des Er⸗ 
˖ kennt⸗ 


29 = 


kenntniſſes 7 Rthlr., im Falle der Entſagung 4 Rthlr., und bei den über 
150 Rthlr. hinausgehenden Beträgen noch zuſaͤtzlich die oben zu A. be⸗ 
ziehungsweiſe B. (C. bis e.) beſtimmten Saͤtze von dem Mehrbetrage. 

Neben dieſen Sägen erhalten dieſelben aber keine Schreibegebüh- - 
ren, dagegen iſt der Pauſchſatz ſtets in vollen Thalern zu liquidiren, ſo 
daß der angefangene Thaler fuͤr voll zu rechnen iſt. 

4) In den Konkurs- und Liquidations-Prozeſſen kann fr die Feſtſtellung 
jedes einzelnen Liquidats in erſter Inſtanz nur der Satz A., beziehungs⸗ 
weiſe der zuſaͤtzliche C., nicht aber der Satz B. liquidirt werden; für die 
weiteren Inſtanzen dagegen gelten die obigen . und fuͤr die 
außerdem zu beſorgenden Geſchaͤfte der von den Glaͤubigern beſtellten 
Mandatare die Vorſchriften sub II. dieſes Abſchnitts. 

5) Wenn ein Rechtsanwalt mehrere Perſonen vertritt, die ein und daſſelbe 
Intereſſe verfolgen, — Litiskonſorten im engeren Sinne, oder Litisdenun⸗ 
ziaten und Intervenienten, die mit ſeiner Partei gemeinſchaftliche Sache 
machen, — ſo kann er zwar nur die oben beſtimmten Pauſchbetraͤge ein— 
fach liquidiren, in Bezug auf diejenigen jedoch, welche ihn nachtraͤglich 
bevollmaͤchtigt haben, iſt er berechtigt, die sub II. dieſes Abſchnitts feſt— 

geſetzten Gebuͤhren fuͤr Schriftſaͤtze, Konferenzen und Schreiben, welche 
durch dieſen Hinzutritt veranlaßt ſind, beſonders zu liquidiren. - 

Haben die mehreren durch einen Rechtsanwalt vertretenen Perſo— 
nen nicht ein und daſſelbe Intereſſe, ſo werden die Gebuͤhren nach dem 
Betrage des Intereſſes jedes Einzelnen beſonders berechnet, im Falle 
der Kumulation (Verordnung vom 21. Juli 1846. H. 32.) jedoch nach 
dem Geſammtbetrage der kumulirten Forderungen. 

6) Der Bevollmaͤchtigte, welcher die Partei am Schluſſe der erſten Inſtanz 
vertreten hat, iſt verpflichtet, auf Verlangen ſeiner Partei die etwa ein⸗ 

zulegenden Rechtsmittel anzumelden, die Manualakten an den Bevoll— 
mächtigten der hoͤhern Inſtanz abzuſenden, ferner bei den, wegen etwa 
noch zu erlaſſender Purifikatorien nothwendig werdenden Verhandlungen, 
und bei der Regulirung der Appellationen die Partei zu vertreten, ohne 
dafuͤr beſondere Gebühren liquidiren zu koͤnnen. 

7) Wenn ein Rechtsanwalt nicht die ganze Inſtanz beſorgt hat, nament⸗ 
lich wenn mehrere nach einander im Laufe einer Inſtanz, ſei es wegen 
eingetretenen Ablebens, oder in Folge einer Kuͤndigung, aufgetreten ſind, 

ſo erhaͤlt der Rechtsanwalt, beziehungsweiſe Jeder von ihnen zwei Drit⸗ 
tel desjenigen Gebuͤhren-Satzes, welcher zu liquidiren geweſen waͤre, 
wenn der Rechtsanwalt die ganze Inſtanz beſorgt gehabt hätte. ö 
Hat der Rechtsanwalt aber die Partei nicht in einer muͤndlichen 
Verhandlung vertreten, ſo kann er nur den Satz A. und, wenn er ſelbſt 
das Mandat gekuͤndigt hat, in dieſem Falle nur die Haͤlfte des Satzes 
A. liquidiren. 


g. 6. { £ 


In der Exekutions-Inſtanz erhält der Rechtsanwalt, einſchließlich der 
Verguͤtung an Schreibegebuͤhren: 
(Nr. 3482.) a) von 
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d von dem Betrage bis zu 100 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 24 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 14 Sgr., 
c) von dem Mehrbetrage von je 50 Rthlrn.: 5 Sgr. bis zu einem Maxi⸗ 

mum von 4 Rthlrn. ; 

..Diefer Satz umſchließt die Remuneration für den ganzen einſchlaͤgigen 
Geſchaͤftsbetrieb — den für Gelderhebung und Ablieferung ausgenommen — 
und es darf namentlich für die durch Abfordern des Manifeſtations⸗Eides 
bewirkte Vermoͤgens⸗Ermittelung, für Beſchleunigungs⸗Geſuche, Anzeigen uͤber 
erfolgte Abſchlagszahlungen und Mittheilungen an die Partei nichts liquidirt 
werden. Dagegen kommt bei veraͤnderten oder erneuten Antraͤgen, welche nach 
fruͤherer fruchtloſer Huͤlfsvollſtreckung gemacht werden, wieder derſelbe Satz in 
Anwendung. 

Bei Interventionen ift für die Einziehung der Information einſchließlich 
der Erklaͤrung uͤber die Interventions⸗Anſprüche die Haͤlfte dieſes Satzes zu 
liquidiren. Dieſe Gebühren koͤnnen jedoch nicht gefordert werden, wenn der 
Rechtsanwalt für den Betrieb des hiernaͤchſt eingeleiteten Interventions-Pro⸗ 
zeſſes Gebühren liquidirt. 


9.7. 

In Subhaſtations⸗Prozeſſen kann der Rechtsanwalt liquidiren: 

9 1 Antrag den H. 6. beſtimmten Satz bis zu einem Maximum von 
thlrn., 
b) 5 die Wahrnehmung der Termine, einſchließlich der Lizitation eben 

o viel, 

c) für die Wahrnehmung des Kaufgelderbelegungs- und Vertheilungs⸗ 

Verfahrens eben ſo viel; ö 8 
außer dieſen Satzen aber fuͤr alle darauf bezuͤglichen Gefchäfte keine Gebühren 
weiter, mit Ausnahme der Schreibegebuͤhren nach Maaßgabe der allgemeinen 
Beſtimmungen (Nr. 1. und 2.) und der Gebuͤhren fuͤr die Gelderhebung und 

Ablieferung (F. 20.). : 

Die Höhe der Sage wird beftimmt durch die Höhe des von dem Nechts- 
anwalt vertretenen Anſpruchs ohne Unterſchied, ob derſelbe ganz oder zum 
Theil zur Hebung kommt oder nicht, bei Vertretung des Subhaſtaten nach dem 
Werthe des ſubhaſtirten Objekts oder des Antheils des Mandanten daran. 

In der Nichtigkeits-Inſtanz kommen die Vorſchriften fuͤr den gewoͤhn⸗ 
lichen 5 fle zur Anwendung, ebenſo fuͤr die in Folge des Subhaſtations— 

oder des Kaufgelderbelegungs- und Vertheilungs-Verfahrens etwa eintretenden 
Spezial⸗Prozeſſe 


Edge $. 8. 
In den, $$. 9. und 10: des Gerichtskoſten⸗Tarifs bezeichneten, beſonde— 
ren Prozeßarten ſind zu liquidiren: l 
a) von dem Betrage bis u 100 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.. . 5 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlrn. von je 50 Rthlrn. 15 
c) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Kthlrn. von je 100 Rthlrn. 15 
J) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn . ·ͥBl .. 15 


Nn * 


— 665 — 


in den Faͤllen des H. 9. bis zu einem Maximum von 15 Rthlrn.; in denen 
des $. 10. bis zu 100 Rthlrn. Die Höhe der Säge wird beſtimmt nach dem 
Objekte, welches von dem Mandanten des Rechtsanwaltes geltend gemacht 
wird, bei Vertretung des Schuldners in den Fallen des H. 10. des Gerichts⸗ 
koſten⸗Tarifs jedoch durch den Geſammtbetrag der Forderungen der dabei be⸗ 
theiligten Glaͤubiger. Wi 

Nach diefen Sagen liquidiren auch die Kuratoren, welche in dem Ver⸗ 
fahren uͤber das Aufgebot von Spezialmaſſen beſtellt ſind, fuͤr den Betrieb die⸗ 
ſes Verfahrens bis zu einem Maximum von 25 Rthlrn., wohingegen fie für 
die zur Ermittelung der Betheiligten gefertigten Schreiben, Antraͤge ꝛe. nach den 
Beſtimmungen unter II. HF. 14. bis 17. liquidiren koͤnnen. 


H. 9. 


Fuͤr den Betrieb einer nd Sequeſtration oder Adminiſtration, 
einſchließlich des Verfahrens uͤber die Revenuͤen-Vertheilung, iſt derſelbe Satz 
zu liquidiren, im Falle eines Prioritaͤtsſtreits jedoch für dieſen beſonders nach 
den im H. 8. beſtimmten Saͤtzen, und in hoͤherer Inſtanz wie im gewoͤhnlichen 
rozeß. 

Er Pie Höhe des Satzes wird, wie bei Subhaſtationsſachen, jedoch nur nach 
den jährlichen Revenuͤen, beziehungsweiſe nach den daraus zu liquidirenden For 
derungen beſtimmt. 


H. 10. 


In dem Verfahren über Beſchlagnahme von Gutseinkuͤnften und aller, 
an die Perſon des Schuldners gebundenen Einkuͤnfte ($. 16. der Verordnung 
vom 4. Maͤrz 1834.) ſind fuͤr die dabei von dem Rechtsanwalt beſorgten Ge⸗ 
ſchaͤfte die Gebühren, zufolge der Beſtimmungen unter II., HF. 14. bis 18., 
nach dem Jahresbetrage der in Beſchlag genommenen Einkuͤnfte, wenn aber 
die Forderung der vertretenen Partei geringer iſt, nach deren Betrage, und bei 
fortgeſetzter iahrlcher Vertheilung der Einkuͤnfte unter mehrere Glaͤubiger nur 
nach der Höhe desjenigen Betrages zu liquidiren, welcher der Partei in jedem 
der ihrer Immiſſion . Jahre zugewieſen wird. 

Fuͤr die Vertretung bei etwaigem Prioritaͤtsſtreite ift nach F. 8. zu lie 


quidiren, und in hoͤherer Inſtanz wie im gewoͤhnlichen Prozeß. 
$. 11. 
Ob der Rechtsanwalt von der Partei felbft bevollmaͤchtigt oder von dem 
Gericht zum Prozeßbetriebe beſtellt iſt, z. B. als Litiskurator, Offizial-Man- 


datar oder Aſſiſtent, aͤndert nichts in dem Rechte deſſelben, nach den vorſte— 
henden Beſtimmungen die Gebuͤhren zu liquidiren. 


(Nr, 34820 II. Ge⸗ 


— 666 — 


u. Gebühren der Beiſtände und Konſulenten, ſowie für einzelne 
8 Prozeßgeſchäfte. f 


$. 12. 


Für ein ſchriftliches Gutachten oder eine ausgearbeitete Prozeßſchrift, 
einſchließlich der zur Einziehung der Information ſtattgehabten Konferenzen, 
Korreſpondenz, Akteneinſicht ꝛc. iſt bei Objekten bis zu 500 Rthlrn. der in H. 8. be⸗ 
ſtimmte Satz zu liquidiren, bei größeren Objekten jedoch von dem Mehrbetrage 
nur die Haͤlfte dieſes Satzes bis zu einem Maximum von 50 Rthlrn. a 

Dieſer Satz kommt auch dann zur Anwendung, wenn ein erſt in hoͤhe⸗ 
rer Inſtanz zum Prozeßbetriebe bevollmaͤchtigter Rechtsanwalt von Einfuͤhrung 
des Rechtsmittels abraͤth und die Partei ſich dabei beruhigt. Ebenſo dann, 
wenn vor der Einleitung eines Prozeſſes zur Vorbereitung deſſelben eine be— 
ſondere Informations-Einziehung dem Rechtsanwalt aufgetragen und von ihm 
bewirkt iſt. a 

$. 13. 

Wenn die Vorbereitungen zur Einleitung eines Prozeſſes vorausſichtlich, 
insbeſondere wegen ſehr ſchwieriger Informations⸗Einziehung oder Herbeifchaf: 
fung der Beweismittel, ganz außergewoͤhnliche Muͤhe, Arbeit und Zeit erfor⸗ 
dern, ſo iſt es dem Rechtsanwalt geſtattet, ſich dafuͤr ein beſonderes Honorar 
zu bedingen, wenn der daruͤber geſchloſſene Vertrag die Genehmigung des 
Ehrenraths desjenigen Bezirks erhält; in welchem der Rechtsanwalt domi- 
zilirt iſt. | 

H. 14. 

Fuͤr einen einfachen ſchriftlich eingeholten und ſchriftlich ertheilten Rath 
ohne juriſtiſche Ausführung iſt für je 50 Rthlr. des Objektwerths 72 Sgr. 
bis zu einem Maximum von 2 Rthlrn. zu liquidiren und eben fo viel für die 
Legaliſation einer Prozeßſchrift; desgleichen fuͤr eine muͤndliche Konferenz; wenn 
dieſe aber uͤber eine Stunde dauert, ſo kann fuͤr jede angefangene Stunde 
daruͤber die Haͤlfte des Satzes zugeſetzt werden. 


$. 15. 

Derſelbe Satz (H. 14.) iſt auch für die Anfertigung von ſchriftlichen 
Beſchwerden und Anträgen, welche nicht in die Kategorie der Prozeßſchriften 
fallen, jedoch einſchließlich der Korreſpondenz oder Konferenz zu liquidiren. 
Hat die Konferenz und die Anfertigung des Schriftſtuͤcks nicht in einer Stunde 
erledigt werden koͤnnen, fo kann für jede angefangene Stunde daruͤber, welche 
auf das Geſchaͤft nothwendig verwendet werden mußte, die Haͤlfte des Satzes 
zugeſetzt werden. 


$. 16. 


Dieſe Hälfte des Satzes kann, beziehungsweiſe auch neben den in $$. 12. 
bis 15. beſtimmten Gebuͤhren-Betraͤgen, liquidirt werden für jedes Schreiben, 
g wel⸗ 


* 


— 667 — 


welches auf Veranlaſſung der Partei gefertigt werden muß, wenn daſſelbe 
rechtliche Ausführungen oder materielle Auseinanderſetzungen enthält, die noth- 
wendig waren. Für Schreiben ohne einen ſolchen Inhalt, welche von der 
Partei ausdruͤcklich gefordert find, namentlich für Benachrichtigungen, Be⸗ 
, e kurze Anzeigen, koͤnnen nur Schreibegebuͤhren liquidirt 
werden. 


K. 17. | 


Der in $. 14. beſtimmte Satz iſt auch für die Wahrnehmung eines 
einzelnen Termins als Bevollmaͤchtigter oder als dazu beſonders beftellfer Ku⸗ 
rator zu liquidiren. Iſt auf dieſes Geſchaͤft mehr als eine Stunde zu ver⸗ 
wenden geweſen, ſo kann für die Einziehung der Information, beziehungsweiſe 
die Konferenz, noch die Haͤlfte des Satzes zugerechnet werden. 

Hat dagegen der Rechtsanwalt die Partei in einer muͤndlichen Verhand— 
lung bei Erörterung der Hauptſache vertreten, fo kann er den Satz A. $$. 3. 
und 4. liquidiren bis zum Betrage von 30 Kthlrn. 


$. 18. 


a) Fuͤr die bloße Aſſiſtenz in einzelnen Terminen einſchließlich der In⸗ 
formations-Einziehung find 3 des nach F. 17. zuläffigen Satzes zu 
liquidiren. a 

b) Hat aber ein Rechtsanwalt in einer und derſelben Rechtsangelegenheit 
in mehreren Terminen nach einander ee ſo kann er dafuͤr 
überhaupt nicht mehr liquidiren, als 3 des Satzes, welcher für den Be- 
trieb des Prozeſſes von ihm haͤtte liquidirt werden koͤnnen. 


$. 19. 


Wenn eine Partei die Korreſpondenz und Informations⸗Ertheilung an 
ihren Bevollmaͤchtigten durch einen andern Rechtsanwalt beſorgen läßt, fo kann 
diefer für. feine Muͤhwaltung mit Inbegriff der etwa gefertigten Schriftſaͤtze 
die Haͤlfte des Satzes liquidiren, welcher fuͤr den Betrieb des Prozeſſes oder 
des betreffenden Theils deſſelben zu liquidiren iſt; dann jedoch nur ein Drit— 
theil, wenn er ſchon in einer fruͤhern Inſtanz der Partei gedient hat. 

Für die gutachtlichen Aeußerungen und Ausführungen des Bevollmaͤch⸗ 
tigten einer fruͤheren Inſtanz an Denjenigen einer hoͤheren bei Ueberſendung 
der Manualakten ſind Gebuͤhren nicht zu liquidiren. 


H. 20. 


Iſt dem Rechtsanwalt die Erhebung und Ablieferung von Geldern über- 
tragen, ſo erhaͤlt er dafuͤr außer ſeinen ſonſtigen Gebuͤhren: 
a) bei W bis zu 500 Rthlrn. von je 10 Rthlrn.: 3 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlrn. von je 50 Rthlrn.: 74 Sgr., 
c) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlrn. 73 Sgr. 
Jahrgang 1851. (Nr. 3452.) g 91 Die 
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Die Gebuͤhren werden von jedem beſonders erhobenen Betrage beſonders 
berechnet. 


III. Gebühren der Kuratoren im Konkurs und Liquidations⸗Prozeſſe. 


H. 54 


In Konkurs- und Liquidations-Prozeſſen erhalten die Kuratoren außer 
den Gebuͤhren fuͤr das Verfahren zur Feſſtelun der einzelnen Liquidate 
(J. H. 5. Nr. 4.) und den in allen von ihnen ſonſt noch zu führenden Pro⸗ 
aber gleich den Bevollmaͤchtigten fuͤr den Prozeßbetrieb zu liquidirenden Ge⸗ 
buͤhren, im Mangel einer Vereinigung uͤber das Honorar (Allgemeine Ge⸗ 
richts⸗Ordnung Theil I. Titel 50. F. 92.), 3 der Gebühren, welche für die 
Bearbeitung des Konkurs- oder Liquidations-Prozeſſes nach dem Gerichtskoſten⸗ 
Tarif anzusetzen find, außerdem noch für die durch Bevollmaͤchtigte bei aus⸗ 
waͤrtigen Gerichten geführten Prozeſſe den Satz sub II. $. 19. und bei Er⸗ 
hebung von Geldern den F. 20. beſtimmten Satz. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebuͤhren der Vertheidiger in Unter ſuchungs ſachen. 


§. 22. 
In Unterſuchungsſachen koͤnnen die Rechtsanwalte fuͤr die Vertheidigung 
in erſter Inſtanz liquidiren: 

1) in den in H. 50. des Gerichtskoſten-Tarifs bezeichneten Sachen: 2 Rthlr.; 
2) in den in H. 51. des Gerichtskoſten-⸗Tarifs bezeichneten Sachen: 5 Rthlr.; 
3) in den zur Zuſtaͤndigkeit der Schwurgerichte gehoͤrenden Sachen, je nach: 
dem die- hoͤchſte geſetzliche Strafe des nach der Anklage vorliegenden 

Verbrechens ö | 
a) 105 2 Freiheits- oder 1000 Rthlr. Geldſtrafe uͤberſteigt: 

thlr 


b) ao höher iſt, aber nicht zehnjährige Freiheitsſtrafe uͤberſteigt: 
0 Rthlr f 


0) eine noch ſchwerere Strafe iſt: 40 Rthlr.; 
4) in den im Disziplinarverfahren verhandelten Sachen 
a) wenn der Antrag auf Entfernung aus dem Amte oder auf Dienſt⸗ 
entlaſſung gerichtet iſt: 16 Rthlr., 
b) n auf Amtsſuspenſion oder Geldbuße gerichtet iſt: 
> Rthlr., 1 
c) in geringeren Faͤllen: 2 Rthlr. 


| H. 23. 
In höherer Inſtanz ſind dieſelben Saͤtze zu liquidiren; in den Fällen zu 
3. und 4. jedoch dann, wenn nicht der Staatsanwalt das Rechtsmittel er⸗ 
5 griffen 
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griffen hat, nur nach Maaßgabe der in der früheren Inſtanz erkannten und 
nicht nach der hoͤchſten geſetzlichen Strafe. 

Der geringſte Satz fuͤr einen bei dem Obertribunal fungirenden Rechts⸗ 
anwalt iſt in allen Faͤllen 5 Rthlr. 


$. 24. 


Hat der Rechtsanwalt nur die Appellations- oder die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde⸗Schrift, oder deren Beantwortung angefertigt, ſo kann er nur die 
Hälfte der vorſtehend beſtimmten Säge liquidiren und eben fo viel für Begna⸗ 
digungs⸗ und Reſtitutionsgeſuche. ö ö 


H. 25. 


» Fuͤr die Anfertigung einer Beſchwerdeſchrift koͤnnen 15 Sgr. liquidirt 
werden. 


$. 20. 


In den in H. 49. des Gerichtskoſten⸗Tarifs bezeichneten Sachen iſt für 
die muͤndliche 5 in ſoweit eine ſolche geſetzlich zulaͤſſig iſt, 15 Sgr., 
und eben ſo viel fuͤr die Anfertigung einer Rekursſchrift zu liquidiren. 


§. 27. 


Außer dieſen Gebuͤhrenſaͤtzen koͤnnen nur etwaige Reiſekoſten und Diäten 
und wirkliche baare zuntaden, nicht aber irgend welche andere Gebühren, na— 
mentlich auch nicht Schreibegebuͤhren, liquidirt werden. | 
4 * u“ * 

u 5 


Dritter Abſchnitt. 
Gebuͤhren in Angelegenheiten, welche keinen Prozeß betreffen. 


$. 28. 


Die im erſten Abſchnitt unter II. Hh. 12. bis 18. a. und H. 20. bes 
fimmten Satze find auch für die Geſchaͤfte in Angelegenheiten, welche keinen 
Prozeß betreffen, zu liquidiren. 


2 H. 29. 
Iſt dem Rechtsanwalt aber der Betrieb einer, mehrere derartige Gefchäfte 


bedingenden Angelegenheit oder eines ganzen Inbegriffs von Geſchaͤften über: 
tragen, z. B. eine Nachlaß-Kuratel, Teſtaments-⸗Vollſtreckung, Vermoͤgens⸗Ver⸗ 
waltung, Guͤter- oder Haͤuſer-Adminiſtration, oder ein Syndikat ꝛc., oder iſt 
derfelbe zum General-Bevollmaͤchtigten oder ſonſtwie zu einer generellen Ver— 
tretung beftellt, jo kann er nur im Mangel der Verabredung eines Honorars 
für feine Geſchaͤftsfuͤhrung nach jenen Beſtimmungen liquidiren. 

(Nr. 3452.) FH. 30. 


H. 30. 


Wenn der Rechtsanwalt Geſchaͤfte beſorgt, fuͤr welche in dem Geſetze 
über die Gebühren der Notare Beſtimmung getroffen ift, fo, find dieſe auch für 
ſeine Liquidation maaßgebend. 


H. 31. 


Sollten dem Rechtsanwalt andere Geſchaͤfte aufgetragen werden, fuͤr 
welche weder in den vorſtehenden Beſtimmungen, noch in bi been Verord⸗ 
nungen Gebuͤhrenſaͤtze feſtgeſtellt find, fo kann er dafuͤr, im Mangel einer aus: 
druͤcklichen Verabredung, fuͤr jede Stunde der auf die Ausfuͤhrung des Ge— 
ſchaͤfts verwendeten Zeit 15 Sgr. liquidiren. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 5 


| Gegeben Bellevue, den 12. Mai 1851: 
Cee. end N . 0 a 8 
(I. S.) Friedrich Wilhelm, 


= Toms. ben v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


